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Terminhinweise für Medien

Wiederholung
Dienstag, 22. März, 18 Uhr, Projektraum Munich Art, Amalienstraße 14
Kulturreferent Anton Biebl spricht zur Eröffnung der Ausstellung „FLATZ: 
,Lieber Eduard‘“. Anlässlich des Angriffskriegs Russlands gegen die Uk-
raine zeigt der Aktionskünstler Wolfgang Flatz vier großformatige Fotogra-
fien aus seiner achtteiligen Serie „Catastrohes“ aus dem Jahr 1988 sowie 
einen Auszug seines Briefwechsels mit dem ukrainischen Fotokünstler 
Eduard Stranadko. Der Künstler und Kurator Miro Craemer hält eine Lauda-
tio auf den Künstler.
Presseinformationen per E-Mail an tobias.sehr@munichart.de.

Wiederholung
Dienstag, 22. März, 18.30 Uhr, Online-Veranstaltung
Mobilitätsreferent Georg Dunkel stellt den interessierten Bürger*innen 
den Entwurf der „Mobilitätsstrategie 2035“ vor und lädt anschließend 
zur Diskussion ein. Der Link zur Bürgerbeteiligung findet sich am Tag der 
Veranstaltung unter muenchenunterwegs.de/2035. Eine Voranmeldung ist 
nicht notwendig. 

Wiederholung
Mittwoch, 23. März, 10 Uhr, NS-Dokumentationszentrum München, 
Max-Mannheimer-Platz 1
Die Direktorin des NS-Dokumentationszentrums München, Dr. Mirjam 
Zadoff, und der Kabarettist und Autor Christian Springer stellen die tem-
poräre Installation „Schutt und Ehre“ vor. 
Achtung Redaktionen: Akkreditierungen bis heute, Montag, 21. März, per 
E-Mail an presse.nsdoku@muenchen.de.

Meldungen

„Frühjahrsputz“ in München 
(21.3.2022) Bei milder Witterung hat das Baureferat bereits in den letzten 
Wochen sukzessive den Splitt abgekehrt. Der alljährliche umfassende 
Frühjahrsputz auf Münchens Straßen, Rad- und Gehwegen wird bis Mitte 
April abgeschlossen. Die städtische Straßenreinigung und die beauftragten 
Unternehmen reinigen insgesamt zirka 2.400 Kilometer Straßen, 125.000 
Quadratmeter Fußgängerzonen, 980 Kilometer Radwege und 1.500 Kilo-

http://muenchenunterwegs.de/2035
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meter Gehwege. Die rund 9.000 Tonnen Splitt, die im gesamten Stadtge-
biet für Verkehrssicherheit sorgten, werden nun endgültig entfernt. Der 
Splitt wird, wie gesetzlich vorgeschrieben, aufbereitet und zum Beispiel 
von Baufirmen wiederverwertet.
Einmal jährlich zum Frühlingsbeginn hilft die städtische Straßenreinigung 
des Baureferates auch außerhalb des Vollanschlussgebiets bei der Split-
tabkehr: Dieser unentgeltliche Service entlastet die Grundstückseigen-
tümer*innen von ihrer Pflicht, die Fahrbahnen zu reinigen; zudem ist so 
sichergestellt, dass der Splitt fachgerecht entsorgt wird. Die Gehwege im 
Außenbereich sind im Rahmen der Anliegerverpflichtung vom Splitt zu rei-
nigen.
Gründlich gesäubert werden bis voraussichtlich Ende April auch die rund 
1.300 städtischen Grünanlagen, Parks und Spielplätze. Etwa 150 Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter des Gartenbaus haben gemeinsam mit den 
beauftragten Unternehmen begonnen, die insgesamt etwa 3.000 Hektar 
umfassenden Grünflächen fit für den Frühling zu machen. Das gilt auch für 
Baumgräben außerhalb des Vollanschlussgebiets.

Ende der Winterpause am Stachus-Brunnen
(21.3.2022 – teilweise voraus) Ab Mitte Mai wird der Stachus-Brunnen 
wieder aufgedreht – nach den Eisheiligen, wenn kein Bodenfrost auf dem 
begehbaren Brunnen mehr zu befürchten ist. Das Wasserspiel des zuletzt 
2018 umfassend sanierten Brunnens ist dann wieder in ganzer Pracht zu 
genießen.
Der Stachus-Brunnen wurde von Professor Winkler gemeinsam mit der 
Münchner Fußgängerzone gestaltet und ist 1972 in Betrieb gegangen. Er 
bildet den städtebaulichen Abschluss der Fußgängerzone und trennt durch 
seinen kuppelartigen Wasserdom die Fußgängerzone optisch und akus-
tisch vom Verkehr in der Sonnenstraße. Der Stachus-Brunnen ist nicht nur 
eine der größten Brunnenanlagen Münchens, sondern zählt mit seinen 
Sitzsteinen auch zu den beliebtesten.
Vorweg stellt das Baureferat zum Frühlingsbeginn ab heutigen Montag, 21. 
März, die beliebten Sitzsteine rund um den Brunnen am Stachus wieder 
auf. Dabei wird auf einen Mindestabstand zwischen den Steinen von 1,50 
Metern geachtet. Die Steine wurden im April 2020 auf Bitte der Polizei als 
Maßnahme gegen die Corona-Pandemie abgebaut.

Online-Veranstaltung „Fachkräfte aus dem Ausland einstellen“
(21.3.2022) Für Unternehmen, die Fachkräfte aus dem Ausland suchen, 
bietet das Regionale Fachkräftenetzwerk Einwanderung München mit der 
Online-Veranstaltung „Fachkräfte aus dem Ausland einstellen – so geht´s“ 
am Dienstag, 5. April, 14 bis 16 Uhr, eine wertvolle Informationsmöglich-
keit. Die Registrierung für die Veranstaltung ist bis 31. März möglich unter 
https://t1p.de/fachkraefte-ausland.

https://t1p.de/fachkraefte-ausland
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Das Regionale Fachkräftenetzwerk Einwanderung München stellt in kom-
pakter Form die neuen Möglichkeiten des Fachkräfteeinwanderungsgeset-
zes vor, präsentiert einen Überblick über die Möglichkeiten bei der Anwer-
bung und gibt Informationen zu aufenthaltsrechtlichen Verfahren. Zudem 
wird das „beschleunigte Fachkräfteverfahren“ vorgestellt, welches das An-
erkennungs- und Aufenthaltsverfahren spürbar verkürzt. Zusätzlich lernen 
Teilnehmende ihre lokalen Ansprechpartner*innen kennen und erhalten 
Tipps aus erster Hand.
Die Zugangsdaten zur Online-Veranstaltung werden per E-Mail versendet. 
Rückfragen sind bis zum Anmeldeschluss ebenfalls per E-Mail möglich an 
anerkennungsberatung.soz@muenchen.de. Das Programm und weitere 
Informationen finden sich unter www.muenchen.de/raw.
Die Veranstaltung ist eine gemeinsame Initiative des Regionalen Fachkräf-
tenetzwerks Einwanderung München, dem die Agentur für Arbeit Mün-
chen, das IQ Landesnetzwerk Bayern, die Industrie- und Handelskammer 
München und Oberbayern, die Handwerkskammer für München und Ober-
bayern, das Kreisverwaltungsreferat, das Sozialreferat sowie das Referat 
für Arbeit und Wirtschaft der Landeshauptstadt angehören. 

Jüdisches Museum zeigt die Ausstellung „Heidi in Israel“
(21.3.2022) Heidis Welt sind die Berge – und diese sind weltweit zum 
Sehnsuchtsort für unzählige junge Leser*innen geworden. Auch in Israel 
fand Heidi ihre „Bühne“. Das Jüdische Museum München, St.-Jakobs-Platz 
16, widmet sich in Zusammenarbeit mit dem Heidiseum der Thematik und 
zeigt von Mittwoch, 23. März, bis 16. Oktober die Ausstellung „Heidi in 
Israel. Eine Spurensuche“. Die Ausstellung wird am Dienstag, 22. März, 19 
Uhr, im Rahmen eines digitalen Auftaktgesprächs mit Kuratorin Nurit Blat-
man und Dr. Peter O. Büttner via YouTube unter youtu.be/wQ6eYMc2bss 
eröffnet.
Die Schweizer Autorin Johanna Spyri hat mit „Heidi“ (1880) den letzten 
großen Heimat- und Heimwehroman Europas geschrieben, der weltweit 
und so auch in Palästina und dem späteren Israel die Jugenderinnerungen 
unzähliger Menschen geprägt hat. Die Motive, die in „Heidi“ zur Sprache 
kommen, waren für die junge Leserschaft von großer emotionaler Be-
deutung und identitätsstiftend. 1946 erstmals ins Hebräische übersetzt, 
erscheint Spyris Roman zu einer Zeit, in der die Themen Heimat, Heimat-
verlust und Neubeginn höchst relevant waren. Die Ausstellung nimmt Be-
sucher*innen mit auf eine Zeitreise durch die jahrzehntelange Rezeptions-
geschichte des Schweizer Kinderbuchklassikers in Israel.
Weitere Informationen zur Ausstellung unter www.juedisches-muse-
um-muenchen.de/ausstellungen/heidi-in-israel-eine-spurensuche sowie 
zum Ausstellungsgespräch unter www.juedisches-museum-muenchen.de/
kalender/details/heidi-in-israel.

http://www.muenchen.de/raw
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33. Türkische Filmtage München
(21.3.2022) Das Programm der 33. Türkischen Filmtage von 24. März bis 
10. April setzt sich auf vielfältige Weise mit der Realität eines Landes 
zwischen Tradition und Moderne, eines Landes voller Bruchlinien ausein-
ander. Dabei zeichnen viele Filme ein Bild, das vom Blick für das Absurde 
und dem Sinn für Ironie geprägt ist. Die Filmtage – eine Kooperation der 
Münchner Stadtbibliothek mit dem SinemaTürk Filmzentrum e.V. und 
durchgeführt als hybride Veranstaltung – beginnen am Donnerstag, 24. 
März, 19 Uhr, im Rio Filmpalast, Rosenheimer Straße 46 mit dem Film 
„Sen Ben Lenin – You Me Lenin“ – einer Persiflage auf den Statuenkult. Im 
Anschluss werden bis Sonntag, 3. April, insgesamt 23 preisgekrönte Spiel-, 
Dokumentar- und Kurzfilme in der Stadtbibliothek im HP8, Hans-Preißin-
ger-Straße 8, Kinosaal Projektor, aufgeführt. Gleichzeitig werden die Filme 
bis Sonntag, 10. April, auch online gezeigt.
Neben Komödien wie dem Eröffnungsfilm und dem Film „Cemil Şov – The 
Cemil Show“ stehen die Themen Familie, Ostanatolien, Metropole Istanbul 
sowie FrauenBlicke und Queer Panorama im Fokus des Festivals. Am 3. 
April, dem letzten Tag der Türkischen Filmtage im Gasteig HP8, garantiert 
ein ambitioniertes Kurzfilmprogramm großartige Unterhaltung. Alle Filme 
werden im Original mit deutschen oder englischen Untertiteln gezeigt. 
Weitere Infos und Online-Screenings auf www.tuerkischefilmtage.de so-
wie auf www.muenchner-stadtbibliothek.de/veranstaltungen/details/33-tu-
erkische-filmtage-muenchen-13694.
Karten für die Vorführungen im Gasteig HP8 gibt es für 7 Euro (ermäßigt 5 
Euro) bei München Ticket. Mehr Infos unter www.muenchner-stadtbiblio-
thek.de/stadtbibliothek-im-hp8.
Es gelten die aktuellen Aufenthalts- und Hygieneregeln unter www.mu-
enchner-stadtbibliothek.de/offenetueren.
Infos zur Barrierefreiheit in den Bibliotheken finden sich auf der jeweiligen 
Standortseite der Bibliothek unter www.muenchner-stadtbibliothek.de/
orte-zeiten.

Veranstaltungen im Münchner Stadtmuseum
(21.3.2022) Das Münchner Stadtmuseum, St.-Jakobs-Platz 1, lädt am kom-
menden Donnerstag, 24. März, zu folgenden Veranstaltungen ein:
- 	 Von 16 bis 18 Uhr hat das Erzählcafé in der Lounge des Münchner 

Stadtmuseums geöffnet. Interessierte sind eingeladen, ihre Geschichte 
zu den Olympischen Sommerspielen 1972 zu erzählen oder dem 
Münchner Stadtmuseum ihre Erinnerungsstücke (z.B. Fotos, Filme, 
Dokumente, Textilien und Schriftstücke) zu bringen. Die Gesprächster-
mine sind immer dienstags, 14 bis 16 Uhr, und donnerstags, 16 bis 18 
Uhr, sowie jeden zweiten Mittwoch im Monat von 18 bis 20 Uhr und 

www.tuerkischefilmtage.de sowie auf https://www.muenchner-stadtbibliothek.de/veranstaltungen/details
www.tuerkischefilmtage.de sowie auf https://www.muenchner-stadtbibliothek.de/veranstaltungen/details
www.tuerkischefilmtage.de sowie auf https://www.muenchner-stadtbibliothek.de/veranstaltungen/details
http://www.muenchner-stadtbibliothek.de/stadtbibliothek-im-hp8 
http://www.muenchner-stadtbibliothek.de/stadtbibliothek-im-hp8 
http://www.muenchner-stadtbibliothek.de/offenetueren
http://www.muenchner-stadtbibliothek.de/offenetueren
http://www.muenchner-stadtbibliothek.de/orte-zeiten
http://www.muenchner-stadtbibliothek.de/orte-zeiten
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nach Vereinbarung. Kontakt per E-Mail an muenchen72.stadtmuseum@
muenchen.de oder telefonisch unter 233-521671.

- 	 Von 16.30 bis 20 Uhr findet eine Kuratorinnenführung durch die Ausstel-
lung „Kein Vergessen – 22.07.2016“ in der Pop-Up Galerie Einwand des 
Stadtmuseums statt. Der Abend des 22. Juli 2016 hat sich in Münchens 
kollektives Gedächtnis eingebrannt: Ein Attentäter erschießt am Olym-
pia-Einkaufszentrum neun Menschen. Fünf weitere werden verletzt, 
viele traumatisiert. Fast alle Opfer hatten Migrationshintergrund. 
In Gedenken an die Opfer haben im Sommer 2021 auf Initiative der Re-
gisseurin Christine Umpfenbach und des Autors Denijen Pauljevic über 
100 Schüler*innen verschiedener Münchner Schulen an dem Projekt 
„Kein Vergessen – 22.07.2016“ teilgenommen und sich in Begleitung 
von Künstler*innen mit dem rassistischen Attentat auseinandergesetzt.

	 Die Kuratorin Tunay Önder ist von 16.30 bis 20 Uhr in der Galerie an-
wesend und freut sich darauf, mit Besucher*innen ins Gespräch zu 
kommen. Der Eintritt ist kostenfrei. Eine Veranstaltung des Münchner 
Stadtmuseums in Kooperation mit Bellevue di Monaco im Rahmen der 
Internationalen Wochen gegen Rassismus.

Das Münchner Stadtmuseum verfügt über einen rollstuhlgerechten Zu-
gang und eine barrierefreie Toilette. Es gilt die 3G-Regel und die FFP2-Mas-
kenpflicht. Weitere Informationen des Münchner Stadtmuseums zur 
Zugangsregelung unter http://muenchner-stadtmuseum.de/information/
aktuelle-besuchsregelungen.

Münchner Filmmuseum präsentiert „Die Privatsekretärin“
(21.3.2022) Zum 125. Geburtstag des tschechischen Drehbuchautors Franz 
Schulz zeigt das Münchner Filmmuseum, St.-Jakobs-Platz 1, am Donners-
tag, 24. März, um 19 Uhr in der Reihe „Open Scene“ als Premiere die 
rekonstruierte Fassung der Komödie „Die Privatsekretärin“. In dem frühen 
Tonfilm von Wilhelm Thiele spielt Renate Müller die Hauptrolle einer selbst-
bewussten Frau, die nicht nur einen guten Job, sondern auch den Mann 
fürs Leben findet. Das Zusammenspiel von einfallsreicher Regie, eingän-
giger Musik und ausgelassener Spielfreude der Darsteller*innen machte 
aus dem mit bescheidenen Mitteln gedrehten Film einen Hit, der überall in 
Europa und auch in Amerika erfolgreich war. 
Der 1897 in Prag geborene Franz Schulz war einer der erfolgreichsten 
Drehbuchautoren des deutschen Stumm- und des frühen Tonfilms, bis er 
1933 nach Hollywood emigrierte. Ginny G. von Bülow veröffentlichte 1997 
die Biografie „Franz Schulz. Ein Autor zwischen Prag und Hollywood“.
Der Eintritt kostet 4 Euro, 3 Euro bei Mitgliedschaft im Förderverein MFZ. 
Kartenverkauf nur an der Abendkasse, die 60 Minuten vor Vorstellungs-
beginn öffnet. Es sind keine Reservierungen oder Vorverkäufe möglich. 

http://muenchner-stadtmuseum.de/information/aktuelle-besuchsregelungen
http://muenchner-stadtmuseum.de/information/aktuelle-besuchsregelungen
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Nachweise für die 2G-Regel sind an der Kinokasse bereitzuhalten. Es gilt 
FFP2-Maskenpflicht.
Das Kino des Filmmuseums ist rollstuhlgerecht zugänglich und mit einer 
Induktionsschleife für Hörgeschädigte ausgestattet.
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Antworten auf Stadtratsanfragen
Montag, 21. März 2022

Anfrage Polizeieinsatz während der IAA Mobility 2021
Anfrage Stadtrats-Mitglieder Marie Burneleit, Stefan Jagel, Thomas Lech-
ner und Brigitte Wolf (DIE LINKE. / Die PARTEI Stadtratsfraktion) vom 
29.9.2021
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Anfrage Polizeieinsatz während der IAA Mobility 2021
Anfrage Stadtrats-Mitglieder Marie Burneleit, Stefan Jagel, Thomas Lech-
ner und Brigitte Wolf (DIE LINKE. / Die PARTEI Stadtratsfraktion) vom 
29.9.2021

Antwort Kreisverwaltungsreferent Dr. Thomas Böhle:

Ihre Anfrage vom 29.9.2021 wurde im Auftrag von Herrn Oberbürgermeis-
ter Dieter Reiter in Federführung dem Kreisverwaltungsreferat zur Beant-
wortung zugeleitet.

Ihrer Anfrage schicken Sie folgenden Sachverhalt voraus:
„Warum muss eine Messe massiver geschützt werden als ein internatio-
naler Sicherheitsgipfel? Selbst die bauma, die größte Messe der Welt mit 
627.603 Besucher*innen aus der ganzen Welt wird nicht mit so einem Poli-
zeiaufgebot geschützt. Die einzigen Polizeiinformationen, die München zur 
bauma erhält, sind Hinweise auf Verkehrsbeeinträchtigungen.
Zur Münchner Sicherheitskonferenz, zu deren Besucher*innen Angela 
Merkel, Sebastian Kurz, Mike Pompeo, Ilham Aliyev (*Unions-Smiley) und 
Justin Trudeau zählen, wurden gerade einmal 3.900 Einsatzkräfte aus Mün-
chen und Bayern eingesetzt.
Zur Mobility-Messe IAA, einer Fach- als auch Publikumsmesse kam es 
dann jedoch zum größten Polizeieinsatz seit 20 Jahren mit 4.500 Einsatz-
kräften.
Wir bitten daher den Oberbürgermeister, als auch den Referenten des 
Kreisverwaltungsreferates und den Polizeipräsidenten Münchens, folgende 
Fragen zu beantworten:“

Zu den im Einzelnen gestellten Fragen teile ich Ihnen Folgendes mit:

Frage1:
Auf welcher Rechtsgrundlage und mit welcher Begründung wurde der 
Einsatz eines Überwachungsballons nahe einem Wohngebiet begründet? 
Mit welcher speziellen Begründung wurden die Wärmebildaufnahmen um 
das Messegelände und im Landschaftspark (Bürger*Innen in ihrer Freizeit) 
autorisiert?

Antwort des Polizeipräsidiums München:
„Die damalig vorliegenden Lageerkenntnisse ließen den Schluss zu, dass 
der Eintritt eines gefährdenden Ereignisses aus dem Bereich der Politisch 
Motivierten Kriminalität (PMK) bei der IAA Mobility 2021 als sehr wahr-
scheinlich galt. Die offene polizeiliche Videobeobachtung mittels Wärme-
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bildkamera der Messe und deren Umfeld zur Nachtzeit diente der Erkennt-
nisgewinnung von möglichen Vorbereitungshandlungen für die Begehung 
von Störungen der IAA und Straftaten zum Nachteil der Messe sowie dort 
eingesetzter Einsatzkräfte. Die Messe ist durch ihre Lage am Stadtrand 
von einer Vielzahl nicht beleuchteter Anlagen, wie dem Riemer Park mit 
angrenzenden Freiflächen und dem Riemer Wäldchen, sowie dem Trude-
ringer Umschlagbahnhof unmittelbar umgeben, was die Aufklärung durch 
Polizeikräfte vor Ort erheblich erschwerte. 
Im weiteren Umfeld befinden sich insbesondere im südlichen und östli-
chen Nahbereich Felder, Wiesen und bewaldete Gebiete, die mit Streifen-
fahrzeugen nicht ohne weiteres befahren und auf Grund der Weitläufigkeit 
nicht überblickt werden konnten. Diese Flächen konnten gerade deshalb 
als konspirativer Treffpunkt für Straftäter*innen dienen, um Störaktionen, 
Anschläge oder Angriffe unbemerkt vorzubereiten (z.B. durch die Anlage 
von Depots) oder von dort auszuführen. Zudem konnten diese Flächen von 
Störern und Störerinnen mangels polizeilicher Einsicht für die unbemerkte 
Annäherung an die Messe genutzt werden.
Mittels des Ballons wurden keine Videoaufnahmen gefertigt. Dieser wurde 
lediglich zur mittels Kamera gestützten Beobachtung und nur zur Nachtzeit 
von 22 bis 6 Uhr eingesetzt. Die Einstellungen am Ballon wurden im Vor-
feld explizit so gewählt, um Einblicke in privaten Wohnraum ausschließen 
und lediglich Übersichtsaufnahmen der o.g. Areale bereitstellen zu können.
Rechtsgrundlagen: Art. 2, 30-33, 53 ff., 61-66 PAG, §§ 163, 163b, 100h, 483 
ff. StPO, 53 Abs. 1 OWiG, Verordnung (EU) 2016/679 (Datenschutz-Grund-
verordnung – DSGVO)“

Frage 2:
Wie steht die Polizei München als auch der Oberbürgermeister Münchens 
zu diesem Einsatz?

Antwort des Polizeipräsidiums München:
„Aufgrund der im Vorfeld gesammelten Lageerkenntnisse wurde seitens 
des Polizeipräsidiums München der Einsatz eines polizeilichen Videoballons 
als erforderlich und verhältnismäßig erachtet, um einen störungsfreien Ver-
lauf der Veranstaltung gewährleisten zu können.“

Antwort des Kreisverwaltungsreferates:
Die Stadtverwaltung ist für die getroffene Maßnahme nicht zuständig und 
insoweit über die der Maßnahme zugrundeliegenden Sachverhalte nicht 
informiert, daher kann eine Bewertung durch die Landeshauptstadt Mün-
chen nicht erfolgen. 
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Frage 3:
Wie wird mit dem gefilmten Material, den gesammelten Daten (Bewe-
gungsdaten, Kennzeichen, etc.) im Rahmen des geltenden Datenschutzes 
umgegangen?

Antwort des Polizeipräsidiums München:
„Der Ballon wurde lediglich zur Beobachtung der unter Frage 1 beschriebe-
nen Areale eingesetzt. Aufzeichnungen wurden nicht angefertigt.“

Frage 4:
Wie rechtfertigt die Polizei München und auch der Oberbürgermeister die 
durch die Überwachung mit Polizeihubschraubern entstehende Lärmbeläs-
tigung über den Wohngebieten neben dem Messegelände – teils früh am 
Morgen oder mitten in der Nacht über den Häusern?

Antwort des Polizeipräsidiums München:
„Bei Polizeihubschraubern handelt es sich um wesentliche Einsatzmittel, 
um auch in unübersichtlichen Einsatzlagen und größeren Versammlungen 
ein konkretes und ganzheitliches Bild der Situation vor Ort zu bekommen. 
Die Beobachtung aus der Luft trägt maßgeblich dazu bei, die Sicherheit 
aller Versammlungs-/Veranstaltungsteilnehmer*innen und letztendlich aller 
Bürger*innen zu gewährleisten, sowie Störaktionen und Straftaten bzw. 
Störer und Störerinnen frühzeitig zu erkennen und zu unterbinden. Der Ein-
satz der Hubschrauberstaffel der Bayerischen Polizei wird stets, wie auch 
bei allen anderen Einsatzmitteln während der Einsatzvorbereitung insbe-
sondere auch auf seine Verhältnismäßigkeit geprüft.“

Antwort des Kreisverwaltungsreferates:
Der Einsatz von Polizeihubschraubern ist ausschließliche eine polizeiliche 
Maßnahme, deren Beurteilung nicht der Landeshauptstadt München ob-
liegt. Es ist jedoch davon auszugehen, dass im Rahmen der Prüfung der 
Verhältnismäßigkeit der Maßnahme eine Abwägung zwischen dem ein-
satztaktischen Mehrwert und möglichen Belästigungen der Bevölkerung 
stattgefunden hat. Dem Kreisverwaltungsreferat liegen keine Beschwer-
den vor, die sich explizit auf den Einsatz von Polizeihubschraubern bezie-
hen.

Frage 5:
Zu welchem Zeitpunkt gilt und/oder galt die Kameraüberwachung im wei-
teren Umfeld der Messe für beendet? Wann werden die entsprechenden 
Hinweise an Straßenlaternen, etc. entfernt?
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Antwort des Polizeipräsidiums München:
„Die Videobeobachtung wurde bis zum Ende der IAA am 12.9.2021 durch-
geführt. Eine Weiterführung der Überwachung nach Beendigung der Veran-
staltung ist nicht erfolgt.
Die Hinweise auf die Videoüberwachung wurden entfernt. Eine missver-
ständliche Auffassung über den Überwachungszeitraum zwischen Ende 
der IAA Mobility 2021 bis zur anschließenden Abnahme der Hinweisschil-
der, ist auf Grund des aufgedruckten Zeitraumes auszuschließen.“

Frage 6:
Welche Größe hatte der gesamte Polizeieinsatz? Wie viele Einsatzkräfte, 
wie viele Einsatzfahrzeuge, welche Technik, etc. kamen zum Einsatz. Mit 
Bitte um detaillierte Auflistung.

Antwort des Polizeipräsidiums München:
„Auf die Beantwortung der Schriftlichen Anfrage DRs 18/18419 wird ver-
wiesen.“

Auszug aus der Antwort des Bayerischen Staatsministeriums des Innern, 
für Sport und Integration auf die schriftliche Anfrage der Abgeordneten 
Florian Siekmann, Katharina Schulze, Claudia Köhler, Christian Hierneis, Dr. 
Markus Büchler BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN (DRs 18/18419):

„1. a) Wie viele Einsatzkräfte der Polizei waren während der gesamten In-
ternationalen Automobil-Ausstellung (IAA) im Einsatz?
Insgesamt waren täglich bis zu 4.500 Einsatzkräfte im Einsatz. 
b) Aus welchen Präsidien bzw. Einheiten aus Bayern kamen jeweils die Po-
lizistinnen und Polizisten?
Das Polizeipräsidium (PP) München wurde durch alle Verbände der Bayeri-
schen Polizei unterstützt.
2. a) Wie viele Polizeikräfte sind aus anderen Bundesländern im Einsatz ge-
wesen (bitte nach Bundesland aufschlüsseln)? 
b) Wie viele Polizeikräfte der Bundespolizei sind im Einsatz gewesen?
Das PP München wurde durch 1.510 Einsatzkräfte aus Bund und Ländern 
unterstützt.

Die Aufschlüsslung der Kräfte kann der nachstehenden Tabelle entnom-
men werden. Gesamt:
Baden-Württemberg 		  363
Berlin 				      75
Brandenburg 			     83
Hamburg 			     12
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Hessen 			   156
Niedersachsen 		    24
Nordrhein-Westfalen 		  205
Rheinland-Pfalz 		     11
Sachsen 			     98
Sachen-Anhalt 		    83
Schleswig-Holstein 		  135
Thüringen 			     72
Bundespolizei 			  193
Gesamt: 		            1.510

Im Hinblick auf den Einsatz von Kräften der Bundespolizei kann nur eine 
Aussage zu Unterstützungskräften für das PP München getroffen werden. 
Über den Kräfteansatz der Bundespolizei zur eigenen Aufgabenerfüllung 
liegen hier keine Erkenntnisse vor. 
c) Wie viele Super-Recognizer waren im Einsatz?
Es waren täglich bis zu 13 Super-Recogniser im Einsatz.“

Frage 7:
Welche Kosten hat dieser Polizeieinsatz verursacht?

Antwort des Polizeipräsidiums München:
„Auf die Beantwortung der Schriftlichen Anfrage DRs 18/18419 wird ver-
wiesen.“

Auszug aus der Antwort des Bayerischen Staatsministeriums des Innern, 
für Sport und Integration auf die schriftliche Anfrage der Abgeordneten 
Florian Siekmann, Katharina Schulze, Claudia Köhler, Christian Hierneis, Dr. 
Markus Büchler BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN (DRs 18/18419):

„6. Wie hoch waren die Kosten für den Einsatz von Polizeikräften während 
der IAA?
Die Erhebung von Kosten für Polizeieinsätze ist im (bayerischen) Kostenge-
setz, im (bayerischen) Polizeiaufgabengesetz und daneben in einer Vielzahl 
von (vor allem bundesgesetzlichen) Spezialrechtsnormen geregelt. Nach 
diesen Regelungen erhebt die Bayerische Polizei keine Kosten bei Groß-
veranstaltungen, wie z.B. Sportveranstaltungen, Konzerten, Festzügen, 
Fronleichnamsprozessionen und auch Demonstrationen, wenn die Polizei 
im Zusammenhang mit diesen Veranstaltungen ‚nur‘ zur Aufrechterhaltung 
der öffentlichen Sicherheit und Ordnung und zur Abwehr von Gefahren 
tätig wird und an dieser Tätigkeit ein überwiegendes öffentliches Interesse 
besteht.
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So dient auch der Polizeieinsatz im Zusammenhang mit der IAA der Auf-
rechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung und erfolgt im 
überwiegenden öffentlichen Interesse. Es handelt sich dabei um eine Ker-
naufgabe der Bayerischen Polizei und soll sicherstellen, dass die Besucher 
ungestört an dieser Veranstaltung teilnehmen können und auch die Bevöl-
kerung im Umfeld der Veranstaltung nicht über Gebühr durch Demonstra-
tion oder sonstige Störungen beeinträchtigt wird. Auch übernimmt die Po-
lizei im Zusammenhang mit diesem Polizeieinsatz keine Ordnertätigkeiten, 
Einlasskontrollen oder Absperrmaßnahmen für die Aussteller. 
Da für den Polizeieinsatz im Zusammenhang mit der IAA nach der gelten-
den Rechtslage keine Kosten erhoben werden können, werden diese, um 
einen unnötigen Verwaltungsaufwand zu vermeiden, nicht festgestellt und 
auch nicht gesondert ausgewiesen.“

Frage 8:
Wie viele Überstunden sind dadurch bei der Polizei angelaufen?

Antwort des Polizeipräsidiums München:
„Auf die Beantwortung der Schriftlichen Anfrage DRs 18/18419 wird ver-
wiesen.“

Auszug aus der Antwort des Bayerischen Staatsministeriums des Innern, 
für Sport und Integration auf die schriftliche Anfrage der Abgeordneten 
Florian Siekmann, Katharina Schulze, Claudia Köhler, Christian Hierneis, Dr. 
Markus Büchler BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN (DRs 18/18419):

„b) Wie viele Überstunden haben die Einsätze während der IAA bei bayeri-
schen Polizeieinsatzkräften verursacht?
Eine belastbare Aussage, in welchem Umfang Überstunden bzw. Mehrar-
beitsstunden während der IAA Mobility 2021 entstanden sind, kann derzeit 
nicht verbindlich getroffen werden.“

Frage 9:
Gegenüber wie vielen Personen wurde ein Platzverweis ausgesprochen, 
bzw. ein Betretungsverbot für die IAA-Flächen (inkl. Open Spaces) ausge-
sprochen? Auf welcher Rechtsgrundlage basierten diese Betretungsver-
bote?

Antwort des Polizeipräsidiums München:
„Auf die Beantwortung der Schriftlichen Anfrage Drs 18/18478 wird ver-
wiesen.“
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Auszug aus der Antwort des Bayerischen Staatsministeriums des Innern, 
für Sport und Integration auf die schriftliche Anfrage der Abgeordneten 
Florian Siekmann, Katharina Schulze, Claudia Köhler, Christian Hierneis, Dr. 
Markus Büchler BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN (DRs 18/18478):

„6. a) Wie viele Personen wurden mit einem Platzverweis bzw. Betretungs-
verbot für die Ausstellungsflächen der IAA 2021 belegt?
Durch das Polizeipräsidium München wurde 91 Personen ein Bereichs-
betretungsverbot beispielsweise für die Veranstaltungsfläche auf dem 
Messegelände oder dem Open Space erteilt. Gegen 15 weitere Personen 
wurden Platzverweise ausgesprochen. 
b) Wie viele dieser Anordnungen stützten sich auf drohende Gefahr? 
c) Welche konkreten Sachverhalte führten jeweils zur Anordnung?
Die vorgenannten Maßnahmen erfolgten im Zeitraum der Veranstaltung 
von 7. bis zum 12. September 2021 nach Maßgabe der Rechtsgrundlage 
Art. 16 Abs. 1 PAG.
Eine statistisch-automatisierte Erfassung im Sinne der Fragestellung er-
folgt bei der Bayerischen Polizei nicht. Entsprechend kann keine valide Be-
antwortung der Fragestellung erfolgen.
Darüber hinaus müsste für die Abfassung eines Antwortbeitrags zur den 
gegenständlichen Fragestellungen ein umfangreicher Auswerteauftrag 
an die nachgeordneten Polizeibehörden u.a. zur manuellen (Einzel-)Aus-
wertung polizeilicher Akten und Datenbestände ergehen. Dies würde 
dort zu einem erheblichen, in der vorliegenden konkreten Situation nicht 
vertretbaren zeitlichen und personellen Aufwand führen und die Aufrecht-
erhaltung der effektiven Aufgabenerfüllung der Bayerischen Polizei gefähr-
den. Die Bayerische Polizei ist gefordert, sich zur Aufrechterhaltung der 
Funktionsfähigkeit und zu ihrer gesetzlich verankerten Aufgabenerfüllung, 
insbesondere der gefahrenabwehrenden Einsatzbewältigung und repres-
siven Strafverfolgung, auf die Kernaufgaben zu konzentrieren. Auch unter 
Berücksichtigung der Bedeutung des sich aus Art. 13 Abs. 2, 16a Abs. 1 
und 2 S. 1 Verfassung des Freistaates Bayern (BV) ergebenden parlamenta-
rischen Fragerechts der Abgeordneten des Landtags kann daher eine Aus-
wertung von Einzelakten u.ä. nicht erfolgen.
Allgemein kann jedoch mitgeteilt werden, dass für die Anordnung eines 
Bereichsbetretungsverbotes eine auf Tatsachen begründete Prognose er-
forderlich ist, die eine Beurteilung der allgemeinen Gefährdungslage und 
eine konkrete personenbezogene Gefährdungsbewertung umfassen muss. 
Allgemeine Kriterien können hierbei personenbezogene Aufklärungser-
gebnisse, Erkenntnisse aus Einsätzen oder personenbezogene Informa-
tionen aus früheren, ähnlichen Veranstaltungen sein. Zusätzlich müssen 
Tatsachen vorliegen, die eine von dem Betroffenen ausgehende Gefahr für 
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ein bedeutendes Rechtsgut begründen und welche im Zuge einer Individu-
alprognose unter Berücksichtigung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes 
bewertet werden.“

Frage 10:
Wie viele Personen insgesamt wurden während der gesamten Dauer der 
IAA polizeilichen Maßnahmen unterzogen? Wie viele Festnahmen gab es? 
Wie viele Ermittlungsverfahren und welcher Art wurden als Folge der poli-
zeilichen Maßnahmen auf den Weg gebracht?

Antwort des Polizeipräsidiums München:
„Maßnahmen werden nur bei Notwendigkeit einer Dokumentation erfasst 
und gespeichert. Dazu bedarf es insbesondere unter Berücksichtigung der 
datenschutzrechtlichen Vorgaben einer entsprechenden rechtlichen Voraus-
setzung. Liegt diese Voraussetzung nicht vor, werden weder die Persona-
lien noch die Daten der Maßnahme erhoben. Eine grundsätzliche Melde- 
pflicht jedweder im Stadtgebiet München durchgeführter polizeilicher 
Maßnahme besteht nicht. Im Rahmen der IAA wurden 74 Personen fest-
genommen. Es wurden insgesamt 216 Ermittlungsverfahren eingeleitet. 
Art der Verfahren: 190 Strafverfahren, 26 Ordnungswidrigkeitenverfahren.“

Frage 11:
Wie viele verletzte Polizist*innen gab es während der Einsätze um die IAA 
und wie viele verletzte Demonstrierende?

Antwort des Polizeipräsidiums München:
„Auf die Beantwortung der Schriftlichen Anfrage DRs 18/18737 wird ver-
wiesen.“

Auszug aus der Antwort des Bayerischen Staatsministeriums des Innern, 
für Sport und Integration auf die schriftliche Anfrage der Abgeordneten 
Florian Siekmann, Katharina Schulze, Claudia Köhler, Christian Hierneis, Dr. 
Markus Büchler BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN (DRs 18/18737):

„3.1 Wie viele Versammlungsteilnehmerinnen und -teilnehmer wurden ver-
letzt (bitte nach Schweregrad und Versammlung aufschlüsseln)?
Dem Polizeipräsidium München liegen Erkenntnisse über zwei verletzte 
Versammlungsteilnehmer vor.
Im Rahmen der Versammlung mit der laufenden Nummer 13 (siehe An-
lage) klagte eine Person, welche einen Baum besetzte, über Gefühlsstö-
rungen in den Beinen. Die Person wurde zur weiteren Abklärung in ein 
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Krankenhaus verbracht. Wie sich der weitere Sachverhalt gestaltete, ist 
nicht bekannt.
Im Übrigen wird auf die Antwort zu den Fragen 4.1 bis 4.3 verwiesen.
3.2 Wie viele Polizistinnen und Polizisten wurden verletzt (bitte nach 
Schweregrad und Versammlung aufschlüsseln)?
Im Rahmen des polizeilichen Gesamteinsatzes anlässlich der IAA Mobility 
2021 wurden insgesamt elf Polizeibeamtinnen und -beamte leicht verletzt.
Eine detaillierte Aufschlüsselung nach einzelnen Versammlungen ist nicht 
möglich. Auf die Antwort zu Frage 1.3 wird diesbezüglich verwiesen.“

Frage 12:
Wie viele Polizeibeamt*innen haben während dem Einsatz zur IAA 2021 
remonstriert?

Antwort des Polizeipräsidiums München:
„Dem Polizeipräsidium München sind keine Fälle von remonstrierenden 
Einsatzkräften bekannt.“

Frage 13:
Welche Maßnahmen wurden wann genau im Vorfeld seitens der Polizei mit 
dem Kreisverwaltungsreferat und der Stadtspitze abgestimmt und kommu-
niziert?

Antwort des Polizeipräsidiums München:
„Grundsätzliche polizeiliche Maßnahmen zur Deeskalation, wie auch hin-
sichtlich konsequentem Vorgehen gegen Straftäter*innen wurden sowohl 
dem KVR, der Stadtführung, aber auch der Öffentlichkeit bekanntgegeben. 
Das Versammlungsbüro des Kreisverwaltungsreferats erlässt Versamm-
lungsbescheide in enger Abstimmung mit dem Mobilitätsreferat, der 
Branddirektion, dem Gesundheitsreferat sowie der Polizei. Darüber hinaus-
gehende polizeitaktische Maßnahmen werden nicht veröffentlicht.“

Antwort des Kreisverwaltungsreferates:
Im Hinblick auf Versammlungen wurden, abgesehen von verkehrlichen 
Sicherungsmaßnahmen für die Radsternfahrt, polizeiliche Maßnahmen 
während der Versammlungen nicht vorab mit dem Kreisverwaltungsreferat 
abgestimmt bzw. kommuniziert. Vor Durchführung der Versammlungen 
fand die übliche Kommunikation im Vorfeld von Versammlungen statt, um 
die sicherheitsrechtlichen Belange und ggf. notwendige Versammlungsbe-
schränkungen zu prüfen. Für die Radsternfahrt waren Verkehrssicherungs-
maßnahmen im Rahmen der Kooperationsgespräche mit dem Veranstalter 
ein Thema, das besprochen wurde. 
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Darüber hinaus fand eine Abstimmung zwischen dem Kreisverwaltungs-
referat und dem Polizeipräsidium München hinsichtlich Erreichbarkeit und 
Zuständigkeit des Kreisverwaltungsreferats bezüglich möglicher sicher-
heitsrechtlicher Maßnahmen nach dem Landesstraf- und Verordnungsge-
setz statt.

Frage 14:
Ist mit dem Kreisverwaltungsreferat und vor allem der Polizei München 
vorab besprochen worden, dass Pressevertreter*innen mit gültigem Pres-
seausweis bei Ausübung ihrer Arbeit geschützt werden müssen?

Antwort des Polizeipräsidiums München:
„Der Schutz von Pressevertretern und Pressevertreterinnen und die Ge-
währleistung zur Ausübung der Pressefreiheit im Rahmen der gesetzlichen 
Vorgaben genießt beim Polizeipräsidium München hohe Priorität. Vorab-
sprachen mit dem Kreisverwaltungsreferat sind diesbezüglich nicht ange-
zeigt.“

Antwort des Kreisverwaltungsreferates:
Vorabsprachen im Sinne der Fragestellung haben nicht stattgefunden. Den 
Mitarbeitenden der Stadtverwaltung ist die Bedeutung der Pressefreiheit 
bewusst.

Frage 15:
Ist es richtig, dass einzelne Pressevertreter*innen festgesetzt wurden, 
weil sie äußerlich den Teilnehmenden des Klimacamps ähnelten (laut Pres-
seberichten)?

Antwort des Polizeipräsidiums München:
„Es wurden keine Maßnahmen gegen Pressevertreter*innen getroffen, 
weil sie Teilnehmenden des Klimacamps ähnelten.“

Frage 16:
Wie kam es dazu, dass Pressearbeit massiv behindert wurde? Es liegen 
Berichte vor von Androhungen der Beschlagnahme der Technik, Beleidigun-
gen („Fotowixxxr“), Versuche das Smartphone zu entreißen und Pressever-
treter*innen in der Gefangenensammelstelle.

Antwort des Polizeipräsidiums München:
„Dem Polizeipräsidium München liegen keine Erkenntnisse hinsichtlich 
widerrechtlicher Beschlagnahmen oder solcher Androhungen durch Ein-
satzkräfte vor.
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Im Übrigen wird auf die Beantwortung der Schriftlichen Anfrage DRs 
18/18736 verwiesen.“

Auszug aus der Antwort des Bayerischen Staatsministeriums des Innern, 
für Sport und Integration auf die schriftliche Anfrage der Abgeordneten 
Florian Siekmann, Katharina Schulze, Claudia Köhler, Christian Hierneis, Dr. 
Markus Büchler BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN (DRs 18/18736):

„3. a) Aufgrund welcher Sachlage wurde der Journalist festgenommen 
(bitte exakt angeben)? 
b) Wann genau erfolgte die Festahme? 
c) Wie lange wurde in Gewahrsam genommen?
Der Beschuldigte wurde aufgrund des dringenden Tatverdachts eines Ver-
gehens des Hausfriedensbruchs am Freitag, den 10.9.2021 um 14.39 Uhr 
festgenommen, nachdem er sich zu diesem Zeitpunkt widerrechtlich in 
dem besetzten Anwesen aufhielt. Der Beschuldigte wurde nach Abschluss 
der polizeilichen Sachbearbeitung um 17.05 Uhr entlassen.
Eine Ingewahrsamnahme auf Grundlage der präventiven Befugnisse des 
Bayerischen Polizeiaufgabengesetzes wurde zu keinem Zeitpunkt angeord-
net, es handelte sich ausschließlich um strafprozessuale Maßnahmen.
4. a) Welchen Stand hat das Ermittlungsverfahren?
Die kriminalpolizeilichen Ermittlungen sind noch nicht abgeschlossen. 
b) Soweit die Verhaftung aufgrund des Verdachts auf Hausfriedensbruch 
erfolgte, wer stellte den entsprechenden Antrag nach § 123 Abs. 2 Straf-
gesetzbuch (StGB)?
Auf die Antwort zu den Fragen 1 bis 2 c wird verwiesen.
c) Wann genau wurde dieser Antrag gestellt?
Auf die Antwort zu den Fragen 1 bis 2 c wird verwiesen.
5. a) Wieso wurde nach der Freilassung mit einem Betretungsverbot für 
die Flächen der Internationalen Automobil-Ausstellung (IAA) 2021 belegt? 
b) Welche konkrete Gefahr oder drohende Gefahr für ein bedeutendes    
Rechtsgut sollte damit abgewehrt werden? 
c) Wie beurteilt die Staatsregierung das Betretungsverbot vor dem Hinter-
grund der grundrechtlich geschützten Pressefreiheit?
Nach Abwägung der zum Beschuldigten vorliegenden Erkenntnisse, insbe-
sondere der durch ihn veröffentlichten Beiträge in allgemein zugänglichen 
Quellen und der Durchführung einer Individualprognose war insgesamt 
eine erhebliche Wahrscheinlichkeit für die wiederholte Begehung ver-
gleichbarer Delikte und damit eine konkrete Gefahr für die Rechtsordnung 
gegeben. Aufgrund dieser Sachlage wurde gegen den Betroffenen ein poli-
zeiliches Bereichsbetretungsverbot verhängt.
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Das Bereichsbetretungsverbot wurde wenige Stunden nach dessen Er-
teilung durch die Einsatzleitung des Polizeipräsidiums München wieder 
aufgehoben. Grund hierfür war die fortwährende Abwägung der widerstrei-
tenden Rechtsgüter, wobei zum Zeitpunkt der Aufhebung kein klarer Über-
hang des Schutzes der öffentlichen Sicherheit und Ordnung mehr bestand. 
Die Entscheidung wurde dem Beschuldigten sowohl mündlich als auch 
schriftlich mitgeteilt.
6. Wie bewertet die Staatsregierung insgesamt die Festnahme vor dem 
Hintergrund der grundrechtlich geschützten Pressefreiheit?
Die Pressefreiheit findet ihre Schranken gemäß Art. 5 Abs. 2 Grundgesetz 
(GG) in den Vorschriften der allgemeinen Gesetze, den gesetzlichen Be-
stimmungen zum Schutze der Jugend und in dem Recht der persönlichen 
Ehre. Zu diesen Gesetzen gehören einerseits das Strafrecht und anderer-
seits das darauf fußende Strafprozessrecht.
Im vorliegenden Fall liegt tatbestandsmäßig ein Vergehen des Hausfrie-
densbruchs gemäß § 123 Strafgesetzbuch vor. Die Polizei ist daher nach 
dem Legalitätsprinzip verpflichtet, ein Ermittlungsverfahren einzuleiten und 
alle notwendigen Maßnahmen zu Erforschung und Verfolgung der Straftat 
zu ergreifen. Hierzu zählte die vorläufige Festnahme des Beschuldigten.“

Frage 17:
Mit welcher Begründung wurden Menschen aufgrund von Handzetteln 
oder Aufklebern, die sie bei sich trugen, in die Gefangenensammelstelle 
gebracht und stundenlang festgehalten?

Antwort des Polizeipräsidiums München:
„Sofern im Rahmen polizeilicher Maßnahmen eine weitere Abarbeitung 
notwendig ist, erfolgt diese grundsätzlich möglichst ortsnah bei mobilen 
Bearbeitungsstellen. Diese befinden sich je nach Einsatzanlass in der Nähe 
der Feststellungs- bzw. Versammlungsorte. Dadurch wird eine möglichst 
geringe Dauer der freiheitsbeschränkenden Maßnahmen gewährleistet 
und die Entlassung erfolgt vor Ort. Nur wenn zwingende weitere Gründe 
hinzutreten, werden Personen in die stationäre Gefangenenstelle des Po-
lizeipräsidiums München verbracht. Gründe hierfür können beispielsweise 
weitere notwendige Maßnahmen im Rahmen eines Strafverfahrens oder 
unverzichtbare Maßnahmen zur Feststellung der ungeklärten Identität 
sein. Hierunter fällt nicht das alleinige Mitführen von Handzetteln oder Auf-
klebern.“

Frage 18:
Wie schätzt die Polizei und die Stadt die Tatsache ein, dass Bürger*innen 
durch die massive Präsenz von gepanzerten Einsatzkräfte in Schutzmontur 
und durch ausufernde Vor-Kontrollen, eingeschüchtert wurden, an angemel-
deten Versammlungen teilzunehmen?
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Antwort des Polizeipräsidiums München:
„Dem Polizeipräsidium München liegen keine Erkenntnisse vor, dass mög-
liche Versammlungsteilnehmer*innen aufgrund der polizeilichen Präsenz 
in der Stadt nicht an Versammlungen teilgenommen haben. Vorkontrollen 
wurden nur im Einzelfall und anlassbezogen durchgeführt.“

Antwort des Kreisverwaltungsreferates:
Die Durchführung von Versammlungen wird von der Polizei in ihrer Doppel-
funktion als Versammlungs- und Strafverfolgungsbehörde betreut. Es ent-
zieht sich dem Zuständigkeitsbereich des Kreisverwaltungsreferates, die 
polizeiliche Einsatztaktik zu bewerten, welche die Polizei aufgrund eigener 
Erkenntnisse und Erwägungen festlegt. 

Frage 19:
Warum wurde in Situationen, in denen Aktivist*innen sich auf Bäumen in 
einer Höhe von über 180cm befanden, nicht auf das Eintreffen der ent-
sprechend geschulten Einsatzkräfte gewartet, um die Lage zu beurteilen? 
Stattdessen haben anwesende Beamt*innen vor Ort massiv gesundheits-
gefährdend und hoch risikobehaftet gehandelt, indem die Menschen von 
den Bäumen (über 180cm Höhe) gezogen wurden und so aus der Höhe 
stürzten? Dabei kam es auch zu Verletzungen, in mindestens einem Fall.
a.	 Mit welcher Begründung wurde einer von einem Baum gestürzten Per-

son die Erstversorgung durch Sanitäter*innen verweigert und stattdes-
sen nach dem Sturz noch meterweise, ungesichert von Einsatzkräften 
weggezogen und getragen?

Frage 20:
Warum wurden Schlagstock und Pfefferspray eingesetzt, um Menschen 
davon abzuhalten auf Bäume zu klettern?
a.	 Welchen Straftatbestand oder Ordnungswidrigkeit erfüllt das Klettern 

auf Bäume in öffentlichen Grünflächen?

Frage 21:
Warum wurde in diesen Situationen nicht auf Deeskalation gesetzt?

Antwort des Polizeipräsidiums München zu den Fragen 19, 20 und 21:
„Aufgrund der Sachzusammenhänge werden die Fragen 19, 20 und 21 
gemeinsam beantwortet: Auf die Antwort zur Schriftlichen Anfrage DRs 
18/18737 wird verwiesen.“
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Auszug aus der Antwort des Bayerischen Staatsministeriums des Innern, 
für Sport und Integration auf die schriftliche Anfrage der Abgeordneten 
Florian Siekmann, Katharina Schulze, Claudia Köhler, Christian Hierneis, Dr. 
Markus Büchler BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN (DRs 18/18737):

„4.1 Welche Kenntnisse liegen über eine verletzte Person vor, die bei einer 
Versammlung an der Karlstraße 20/22 einen Baum bestiegen hat?
4.2 Wurde die Person von Einsatzkräften der Polizei vom Baum entfernt?
4.3 Falls ja, auf welche Art und Weise (bitte exakt angeben)?
5.1 Auf welche Weise hat sich die Person die Verletzungen zugezogen 
(bitte exakt angeben)?
5.2 Wie wurde die Person im Anschluss transportiert und behandelt?
5.3 Welche Verletzungen wurden festgestellt?
Als sich die sich fortbewegende Versammlung mit der laufenden Nummer 
13 am 10.9.2021 im Bereich der Karlstraße befand, stürmten mehrere 
Personen ein leerstehendes Haus und besetzten dieses. Gleichzeitig ver-
suchten mehrere Personen, auf die vor dem Haus befindlichen Bäume zu 
klettern.

Aufgrund der im Zusammenhang mit der Erstürmung des Hauses stehen-
den strafbaren Handlungen sowie der Störungen für den friedlichen Verlauf 
der Versammlung wurden durch die Polizeikräfte vor Ort Maßnahmen ver-
anlasst, um diese Aktionen zu unterbinden. Eine der auf einen Baum klet-
ternden Personen wurde in diesem Zusammenhang durch Polizeikräfte am 
Fuß festgehalten und in der Folge kontrolliert zu Boden gebracht.
Nachdem die Person zu Boden gebracht worden war, kamen Versamm-
lungsteilnehmer hinzu, die als Sanitäter gekennzeichnet waren, und unter-
suchten die Person. Die Person wurde anschließend von der Polizei aus 
dem Bereich herausgetragen und von den bereits vor Ort befindlichen 
Sanitätern weiter behandelt. Von diesen wurde in der Folge auch ein Ret-
tungswagen bestellt, der die Person in ein nahegelegenes Klinikum ver-
brachte.
Erkenntnisse darüber, wie sich die Person ihre Verletzungen zuzog, liegen 
dem Polizeipräsidium München nicht vor. Weder wurden durch die Person 
vor Ort Vorwürfe gegen die eingesetzten Beamten geltend gemacht noch 
ergaben äußerliche Anzeichen Erkenntnisse auf eine bestehende Verlet-
zung.
Die verletzte Person gab im Krankenhaus gegenüber den sie begleitenden 
Polizeikräften an, dass sie Schmerzen im Nackenbereich habe. Durch die 
diensthabenden Ärzte wurde die Diagnose ‚Schädelprellung‘ gestellt. Die 
betroffene Person verließ das Krankenhaus nach ambulanter Behandlung 
noch am selben Tag.“
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Frage 22:
Wie oft wurde während der IAA Pfefferspray eingesetzt, in welchen kon-
kreten Situationen/an welchen Orten und – angesichts der Tatsache, dass 
es keine dokumentierten gewalttätigen Übergriffe auf Personen gegeben 
hat – mit welcher Begründung?

Antwort des Polizeipräsidiums München:
„Insgesamt wurde im Rahmen des Polizeieinsatzes im Umfeld der IAA in 
folgenden Situationen Pfefferspray eingesetzt:
1. 	Im Rahmen der Einsatz- und Versammlungslage am 10.9.2021 um die
	 Hausbesetzung in der Karlstraße 20, kam es zu Auseinandersetzungen 

mit Einsatzkräften. In diesem Zusammenhang musste unmittelbarer 
Zwang, u.a. durch Pfefferspray, angewendet werden.

2. 	Im Rahmen der Einsatz- und Versammlungslage auf der Theresienwiese 
am 10.9.2021 verließen hunderte mit Maleranzügen bekleidete Aktivis-
ten und Aktivistinnen das Klimacamp und wollten die Theresienwiese 
verlassen. Aufgrund im Vorfeld getätigter Ankündigungen die Infra-
struktur der IAA zu blockieren wurden die Aktivisten und Aktivistinnen 
gestoppt. Im Rahmen der daraus folgenden dynamischen Lage musste 
unmittelbarer Zwang, u.a. durch Pfefferspray, angewendet werden.

3.	 Im Rahmen der Versammlung Naturfreunde e.V. kam es am 11.9.2021 
in der Luisenstraße zu Auseinandersetzungen mit den Einsatzkräften. In 
diesem Zusammenhang musste unmittelbarer Zwang, u.a. durch Pfef-
ferspray, eingesetzt werden.“

Frage 23:
Warum hat sich die Polizei nicht an gemachte Zusagen gehalten? Dies be-
trifft z.B. konkret einen Baumkletterer, dem an der Karlstraße freier Abzug 
versprochen wurde, der jedoch im weiteren Verlauf der Demonstration an 
der Theresienwiese kurz vor Eintreffen des Zuges im Klimacamp festge-
nommen wurde? Wie vereinbart sich dieses Verhalten mit einer zugesag-
ten Deeskalationsstrategie gegenüber den Teilnehmenden des Mobilitäts-
wende-Camps?

Antwort des Polizeipräsidiums München:
„Der oben genannte Baumkletterer konnte ohne Identitätsfeststellung 
vom Baum klettern. Ob eine, von diesem Ereignis unabhängige (spätere) 
Kontrolle der Person stattfand, kann nicht rekonstruiert werden. An der 
o.g. Örtlichkeit (Karlstraße 20) wollte eine weitere Aktivistin auf einen 
Baum klettern. Dies konnte seitens der eingesetzten Kräfte unterbunden 
werden. Die Person gab an, dass sie Schmerzen habe, weshalb eine poli-
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zeiliche Begleitung ins Krankenhaus stattfand. Nach Feststellung der Iden-
tität wurde diese entlassen.“

Frage 24:
Warum wurden in unmittelbaren Zugangs-Bereich des Mobilitätswen-
decamps in den ersten beiden Tagen entgegen der ausverhandelten 
Deeskalationsabsprachen immer wieder Personenkontrollen durchgeführt? 
Angeblich hat die Polizeihierarchie hier nicht funktioniert und es seien aus-
schließlich nicht-bayerische Beamt*innen gewesen, die diese Vorkontrollen
durchgeführt haben. Falls dem so ist, warum war es dann ab Donnerstag 
möglich, die Absprachen einzuhalten und von weiteren Personenkontrollen 
im unmittelbaren Zugangsbereich zu der genehmigten öffentlichen Ver-
sammlung zu verzichten?

Antwort des Polizeipräsidiums München:
„Seitens der Polizei wurde eine fortlaufende Beurteilung der Lage durch-
geführt. Die Kontrollen von Personen aus dem Mobilitätswendecamp wur-
den an diese Lagebeurteilungen angepasst und fanden nur bei Vorliegen 
entsprechender (Gefährdungs-) Erkenntnisse statt. Pauschale Vorkontrollen 
wurden nicht durchgeführt.“

Frage 25:
Auf dem Odeonsplatz wurden mehrere Personen vorübergehend wegen 
des Aufhängens eines Transparentes wegen „Hausfriedensbruchs“ festge-
setzt. Hausfriedensbruch ist ein Antragsdelikt – hat tatsächlich der Mieter 
(Mercedes) aus eigenem Antrieb diesen Vorfalls als Hausfriedensbruch 
eingestuft oder erfolgte das auf Empfehlung/Rücksprache mit Polizeibe-
amt*innen vor Ort? Die Frage stellt sich deswegen, weil Mercedes nach 
Vermittlung der parlamentarischen Beobachter*innen den Strafantrag wie-
der zurückgezogen hat.

Antwort des Polizeipräsidiums München:
„Am 10.9.2021 stürmten zunächst ca. 45 Aktivisten und Aktivistinnen den 
Open Space am Odeonsplatz. Der Zugang zum Stand von Mercedes-Benz 
wurde blockiert. Fünf Personen drangen in den Open Space ein und bega-
ben sich auf das Dach des Standes.
Im Rahmen eines Kooperationsgespräches sicherten die Aktivisten und 
Aktivistinnen das Verlassen des Standes am Odeonsplatz zu, wenn kein 
Strafantrag wegen Hausfriedensbruch gestellt wird, woraufhin der Veran-
stalter von einer Strafantragstellung absah. Von der Durchführung von An-
schlussmaßnahmen wurde daher abgesehen.“
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Frage 26:
Mit welcher Begründung wurde ein Transparent mit einem Verweis auf Fer-
dinand Porsche und seine Hintergründe in der NS-Zeit beschlagnahmt und 
die Personen, die das Transparent zeigten, in Gewahrsam genommen?

Antwort des Polizeipräsidiums München:
„Aufgrund der Aufschrift auf dem Transparent bestand der Anfangsver-
dacht einer Straftat nach dem StGB (§ 189 StGB – Verunglimpfung des An-
denkens Verstorbener). Der Beschuldigte wurde vorläufig festgenommen, 
in das PP München verbracht und dort nach Abschluss der polizeilichen 
Maßnahmen wieder entlassen. Eine darüber hinausgehende Ingewahr-
samnahme des Beschuldigten fand zu keinem Zeitpunkt statt.“

Frage 27:
Wie wird der gesamte Einsatz aufbereitet? Ist zu erwarten, dass die 
Münchner Polizei hier wieder zu einer Linie der Deeskalation zurückkehrt, 
statt bewusst falsche Einschätzungen im Vorfeld zu streuen, welche dann 
die Einsatzhöhe und die Massivität der Einsätze rechtfertigen (Selffullfil-
ling-prophecy)?

Antwort des Polizeipräsidiums München:
„Polizeiliche Einsätze werden grundsätzlich nachbereitet. Hierbei werden 
alle Einsatzphasen, also auch die Einsatzvorbereitung beleuchtet.
Umfangreiche bundesweite Lageerkenntnisse sowie entsprechende An-
kündigungen aus dem linksextremistischen Spektrum sowie im Vorfeld 
beispielsweise der Brandanschlag auf einen Stromverteiler im Münchner 
Osten, boten die Grundlage der polizeilichen Einsatzplanung.
Die im Vorfeld gewonnen Lageerkenntnisse konnten während des Einsat-
zes durch die Feststellung von diversen Aufrufen zu potentiellen Störak-
tionen u.a. in sozialen Medien sowie gewalttätigen Aktionen wie zum 
Beispiel eine Hausbesetzung oder Gewaltdelikte (Körperverletzungen, 
Widerstandshandlungen, etc.) bestätigt werden. Trotzdem konnten durch 
frühzeitig ergriffene Präventivmaßnahmen (zum Beispiel Sicherstellungen 
von Schlagringen, Sekundenklebern, Spraydosen etc.) Störaktionen sowie 
mögliche Straftaten verhindert werden.
Dem Vorwurf, die Polizei habe im Vorfeld ‚bewusst falsche Einschätzungen‘ 
gestreut, wird daher auch entschieden entgegen getreten. Losgelöst da-
von fanden auch friedliche Demonstrationen statt, wie im Messesee und 
am Wittelsbacher Platz, die polizeilicherseits ermöglicht wurden. Im Übri-
gen wird auf die schriftliche Anfrage DRs 18/18419 verwiesen.“
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Auszug aus der Antwort des Bayerischen Staatsministeriums des Innern, 
für Sport und Integration auf die schriftliche Anfrage der Abgeordneten 
Florian Siekmann, Katharina Schulze, Claudia Köhler, Christian Hierneis, Dr. 
Markus Büchler BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN (DRs 18/18419):

„8. Wie bewertet die Staatsregierung insgesamt den Einsatz der Polizei? 
Auf Grundlage des polizeilichen Einsatzkonzepts war eine sichere Durch-
führung der IAA Mobility 2021 jederzeit sichergestellt. Auch wurden mit 
der Veranstaltung im Zusammenhang stehende Versammlungen überwie-
gend friedlich und störungsfrei durchgeführt, sodass die Versammlungs-
freiheit gewährleistet war und ein polizeiliches Einschreiten nicht erforder-
lich wurde. 
Im Falle von Störungen schritten die polizeilichen Einsatzkräfte zunächst 
kommunikativ und deeskalierend ein. Im Einzelfall und unter der Voraus-
setzung, dass Mindermaßnahmen nicht zur Beseitigung von Störungen 
ausreichend waren, erfolgte stets unter Berücksichtigung der Erforder-
lichkeit und Verhältnismäßigkeit die Anwendung unmittelbaren Zwangs, 
um die öffentliche Sicherheit und Ordnung wiederherzustellen. So wurde 
beispielsweise bei erheblichen Störungen, wie den gefährlichen Abseil-
aktionen auf Bundesautobahnen oder der kurzfristigen Besetzung eines 
Hauses in der Münchner Innenstadt konsequent eingeschritten, um dabei 
verwirklichte Straftatbestände schnellstmöglich zu unterbinden. Insgesamt 
war die polizeiliche Einsatzbewältigung anlässlich der IAA Mobility 2021 
professionell und in Bezug auf die Auswahl polizeilicher Maßnahmen stets 
angemessen.“
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Förderung der Medienkompetenz von Kindern und Jugendlichen  
Antrag Stadtrats-Mitglieder Barbara Likus, Lars Mentrup, Christian  
Müller, Cumali Naz, Lena Odell, Julia Schönfeld-Knor und Felix Sproll  
(SPD/Volt-Fraktion) 
 
Kommunaler Umgang mit Spielhallen, Wettbüros und anderen  
gewerblichen Orten der suchtfördernden Glücksspielindustrie 
Anfrage Stadtrats-Mitglieder Marie Burneleit, Stefan Jagel, Thomas  
Lechner und Brigitte Wolf (DIE LINKE. / Die PARTEI Stadtratsfraktion) 

 
Status der Direktbesetzungen und Gendergerechtigkeit 
Anfrage Stadtrats-Mitglieder Marie Burneleit, Stefan Jagel, Thomas  
Lechner und Brigitte Wolf (DIE LINKE. / Die PARTEI Stadtratsfraktion) 
 



Herrn
Oberbürgermeister
Dieter Reiter

Rathaus

München, 21.03.2022

Förderung der Medienkompetenz von Kindern und Jugendlichen 

  
Antrag

Das Sozialreferat wird beauftragt, die bisherige Förderung von Projekten zur Unterstützung der 
Medienkompetenz von Kindern und Jugendlichen dem Stadtrat gebündelt darzustellen. Dabei sollen 
die Historie, erreichte Meilensteine sowie Zielsetzungen für die Zukunft der einzelnen Träger und 
Projekte aufgezeigt werden. Die vorhandenen und in den letzten Jahren ausgereichten Fördermittel 
sollen dargelegt und ggfs. veränderte Zielsetzungen in der Vergabe dem Stadtrat zu Beschluss 
vorgelegt werden.
 
Unter Einbindung der fachlich entsprechend engagierten Träger sollen Kooperationen reflektiert, 
bestehende Maßnahmen überprüft und Zielgruppen ggfs. neu definiert werden. Dabei ist 
insbesondere darauf einzugehen, wie benachteiligte Kinder und Jugendliche besonders gefördert 
werden können.

Begründung

Die Zeit der Pandemie hat das Thema „Medienkompetenz von Kindern und Jugendlichen“ besonders 
und neu in den Focus gerückt. Dabei kann die LH München auf eine lange Historie innovativer 
Maßnahmen und Projekte zurückblicken. POMKIE, Interaktiv und viele Maßnahmen unterschiedlicher 
Träger gibt es zum Teil seit langem. Die jetzige Situation stellt eine besondere Herausforderung dar 
und macht daher auch deutlich, dass bestehende Zielsetzungen überprüft und ggfs. neu justiert 
werden müssen.

gez.

Julia Schönfeld-Knor
Lena Odell
Barbara Likus
Cumali Naz
Felix Sproll
Christian Müller
Lars Mentrup

Stadtratsmitglieder



An den Oberbürgermeister 

der Landeshauptstadt München 

Herrn Dieter Reiter 

Rathaus, Marienplatz 8 

80331 München 

 

Stadtratsfraktion  

DIE LINKE. / Die PARTEI 

dielinke-diepartei@muenchen.de 

Telefon: 089/233-25 235 

Rathaus, 80331 München 

München, 21. März 2022 

Anfrage 

Kommunaler Umgang mit Spielhallen, Wettbüros und anderen gewerblichen Orten der suchtför-
dernden Glücksspielindustrie 

Gerade in wirtschaftlich krisenhaften Zeiten sind zur pathologischen Spielsucht neigende Bürger*in-
nen durch die vielen verfügbaren Angebote von Spielhallen, Wettbüros und Spielautomaten in Gast-
stätten besonders gefährdet. Zudem begegnet allen Bürger*innen egal ob Kindern, Jugendlichen 
oder Erwachsenen nahezu täglich Werbung im öffentlichen Raum für Lotterien, Sportwetten oder 
Online-Casinos. Die materiellen und psychischen Folgen der pathologischen Glücksspielsucht sind für 
Betroffene wie auch für ihre Angehörigen oftmals gravierend und existentiell bedrohlich.  

Wir bitten den Oberbürgermeister deswegen, folgende Fragen zu beantworten: 

1. Wie viele legale Spielhallen, Wettbüros und Casinos gibt es aktuell in München? 

2. Wird der an diesen Orten generierte Umsatz von der Landeshauptstadt statistisch erfasst? 

Wenn ja, wie hoch ist er? 

3. Wieviel Personal ist für die Umsetzung der Vollzugsleitlinien des Bayerischen Innenministeri-

ums im Bereich Sportwetten eingesetzt? 

4. Welche Auswirkungen auf die kommunalen Aufgaben hat der Staatsvertrag zur Neuregulie-

rung des Glücksspielwesens (Glücksspielvertrag 2021-GlüStV 2021)?  

5. Wie häufig kontrolliert die Stadt Mindestabstandsgebote zwischen Wettbüros, Spielhallen 

und Automatenaufstellorten? 

6.  Wie häufig kontrolliert die Stadt Aufenthaltsverbote in Spielhallen und Wettbüros für bereits 

verschuldete Spieler*innen? 

7. Wie häufig begegnet den Berater*innen in Schuldnerberatungsstellen die Problematik der 

pathologischen Spielsucht in Verbindung mit Überschuldung?  

8. Welche Schutzkonzepte, Maßnahmen und /oder Kampagnen plant die Landeshauptstadt, um 

Spieler*innen und hier vor allem jungen Menschen die Gefahren pathologischer Spielsucht 

nahezubringen? 



 

Stadtratsfraktion  

DIE LINKE. / Die PARTEI 

dielinke-diepartei@muenchen.de 

Telefon: 089/233-25 235 

Rathaus, 80331 München 

9. Sind eventuell vorhandene Schutzkonzepte, Maßnahmen und /oder Kampagnen mehrspra-

chig verfügbar, so dass auch Betroffene in den verschiedenen migrantischen Communities er-

reicht und informiert werden können? 

 

Initiative:  

Stadtrat Thomas Lechner 

 

Gezeichnet:  

Stadträtin Brigitte Wolf 

Stadträtin Marie Burneleit 

Stadtrat Stefan Jagel 



An den Oberbürgermeister 

Herrn Dieter Reiter 

80331 München 

 

Stadtratsfraktion  

DIE LINKE. / Die PARTEI 

dielinke-diepartei@muenchen.de 

Telefon: 089/233-25 235 

Rathaus, 80331 München 

1 https://stadt.muenchen.de/infos/themenderfrauengleichstellungsstelle.html 

Dieser Antrag ist im Generischen Femininum formuliert: es gelten grammatikalisch feminine Personenbezeichnungen 

gleichermaßen für Personen mit nicht-binärem, weiblichem, und männlichem Geschlecht. Dieser Antrag entspricht im 

Rahmen der sozialen, ökologischen und ökonomischen Nachhaltigkeit dem fünften Ziel für Nachhaltige Entwicklung. 
 

München, 21. März 2022 

Anfrage 

Status der Direktbesetzungen und Gendergerechtigkeit  

„Der Frauenanteil bei den Führungskräften liegt mittlerweile bei 48,8 Prozent. Bezogen aber auf den 

Anteil der weiblichen Kernbeschäftigten bei der Stadt München von 57,4 Prozent, sind Frauen in 

Führungspositionen noch deutlich unterrepräsentiert. Hier gibt es weiteren Handlungsbedarf, auch im 

Hinblick auf Unterschiede hinsichtlich der Qualifikationsebenen und Fachrichtungen. Der Anteil von 

Führungskräften in Teilzeit stieg in den vergangenen sechs Jahren kontinuierlich an und liegt derzeit 

bei etwa 21,4 Prozent.“ 1 Hinsichtlich der aktuellen Debatte zu Direktbesetzungen in den Referaten 

der Stadt München stellt sich uns die Frage der weiteren Besetzungspraxis im gehobenen und 

höheren Dienst bei der Landeshauptstadt München. 

Wir bitten daher den Oberbürgermeister, folgende Fragen zu beantworten: 

- Wie viele Stellen wurde in den Jahren 2019, 2020, 2021 und 2022 bis dato direkt besetzt? 

Bitte gemäß Jahr und Referat aufschlüsseln nach Position, Qualifikationsebene, Gender. 

- Wie viele Stellen wurden in den Jahren 2019, 2020, 2021 und 2022 bis dato per 

Ausschreibung besetzt? Bitte gemäß Jahr und Referat aufschlüsseln nach Position, 

Qualifikationsebene, Gender. 

- Bitte stellen Sie den Vergleich dar der direkt besetzten und per Ausschreibung besetzten 

Stellen gemäß Qualifikationsebene und Gender. 

Initiative:  

Stadträtin Marie Burneleit  

Gezeichnet: Stadtrat Stefan Jagel  Stadträtin Brigitte Wolf  Stadtrat Thomas Lechner  

https://stadt.muenchen.de/infos/themenderfrauengleichstellungsstelle.html
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Die presserechtliche Verantwortung für die nachfolgenden Pressemitteilungen liegt 
jeweils bei der Beteiligungsgesellschaft, die sie herausgibt. 

Pressemitteilungen städtischer 
Beteiligungsgesellschaften 
Montag, 21. März 2022 

 
 

Fahrschein auf dem Smartphone: IsarCard- 
Abos ab 11. April als HandyTicket erhältlich 
Pressemitteilung MVG 
 
Bayerisches Landeskriminalamt spendet für  
Harl.e.kin-Frühchen 
Pressemitteilung München Klinik gGmbH 
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Fahrschein auf dem Smartphone: IsarCard-Abos ab 
11. April als HandyTicket erhältlich 

 

Fahrgäste der Münchner Verkehrsgesellschaft (MVG) können ihr Abonne-

ment künftig elektronisch in der App „MVG Fahrinfo München“ speichern und 

bei Fahrscheinkontrollen bequem auf dem Smartphone vorzeigen. Das neue 

Angebot ist ab Montag, 11. April 2022 verfügbar. Die bisher gebräuchlichen 

Papierfahrscheine sind dann nicht mehr notwendig, bleiben aber als Alter-

native zum Abo als HandyTicket weiterhin erhältlich.  

 

Das Abo als HandyTicket ist sowohl für Neu- als auch Bestandskunden und 

ausschließlich für persönliche IsarCards (IsarCard, IsarCard9Uhr, Isar-

Card65) verfügbar, nicht aber für übertragbare Abos.  

 

Ingo Wortmann, Vorsitzender der Geschäftsführung der MVG: „Mit dem Abo 

aufs Handy kommen wir dem vielfachen Wunsch unserer Kunden nach, 

auch die Abo-Tickets immer bequem auf dem Smartphone dabei zu haben. 

Dies ist ein weiterer Schritt im Rahmen unserer Digitalisierungs-Strategie.“ 

 

IsarCard-Abonnements können online im MVG Kundenportal oder in den 

Kundencentern abgeschlossen werden. Nach dem Herunterladen des Ti-

ckets in die App ist der digitale Fahrschein ohne permanente Internetverbin-

dung verfügbar.  

 

18.03.2022 

https://www.mvg.de/kundenportal.html


Harl.e.kin e.V. 
c/o Klinik für Kinder- und Jugendmedizin  
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Presseinformation 

Bayerisches Landeskriminalamt spendet für Harl.e.kin-Frühchen 

Der Präsident des Bayerischen Landeskriminalamtes Harald Pickert übergab dem 
Harl.e.kin e.V. eine Spende von 2.120 € für perinatal belastete Familien 
 
(München, den 15. März2022) Der Präsident des Bayerischen Landeskriminalamtes Harald 
Pickert übergab stolz den Erlös aus der letzten Weihnachtsaktion des Bayerischen 
Landeskriminalamtes an Prof. Dr. Marcus Krüger und Dr. Andrea Zimmermann vom Harl.e.kin 
e.V.. Gesammelt  wurde für Frühchen: Insgesamt 2.120 € waren zusammengekommen, jede 
Mitarbeiterin und jeder Mitarbeiter des LKA konnte mit einem Obulus von 1 € dazu beitragen, 
die Startbedingungen für perinatal hochbelastete Familien mit Früh- und Risikogeborenen an 
den Münchner Kliniken Harlaching, Schwabing und rechts der Isar ein wenig zu verbessern. 
Unter dem Motto „Weniger ist manchmal mehr – Spenden Sie 1 Euro“ beteiligten sich nahezu 
alle MitarbeiterInnen des LKA an der Weihnachtsaktion des Präsidialbüros, und machten den 
Harl.e.kindern damit eine große Freude.  
 
„Denn es sind oft die kleineren Spenden, die besonders von Herzen kommen und in der Summe 
vielfältige Verbesserungen für die Harl.e.kin-Familien ermöglichen“, betont Frau Dr. Zimmermann. 
Dies kann Professor Marcus Krüger, Chefarzt der Klinik für Neonatologie in Harlaching und Schwabing, 
bestätigen: „Der Harl.e.kin e.V. ermöglicht es seit nunmehr 25 Jahren, vieles für unsere Frühchen zu 
erreichen, und damit den medizinischen Erfolg nach dem oft langen Aufenthalt auf der Intensivstation 
auch nachhaltig zu sichern.“ Denn obwohl die Harl.e.kin-Frühchen-Nachsorge vom bayerischen 
Sozialministerium und dem Referat für Gesundheit und Umwelt gefördert werden, gilt es doch jedes 
Jahr, einen nicht unerheblichen Beitrag aus privaten und öffentlichen Spenden für die Harl.e.kin-
Frühchen-Nachsorge an den Münchner Perinatalzentren zu gewinnen.  

  Spendenübergabe beim LKA-
Präsidenten Herrn Pickert (Mitte): Frau Dr. Zimmermann (li.) und Prof. Krüger (re.) vom Harl.e.kin e.V. 
freuen sich sehr über die erfolgreiche Spendenaktion der MitarbeiterInnen des LKA.  
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Die Harl.e.kin-Frühchen-Nachsorge an den Münchner Perinatalzentren 
 
Schirmherr ist seit 2015 der Münchner Oberbürgermeister Dieter Reiter und 
Altoberbürgermeister Christian Ude (seit 2005). 
 
Frühgeborene, in ihrer Entwicklung gefährdete Kinder, und chronisch kranke Kinder werden durch die 
Harl.e.kin-Frühchen-Nachsorge an den drei Münchner Kinderkliniken und Perinatalzentren Harlaching 
und Schwabing, beides München Klinik gGmbH, sowie im Klinikum der rechts der Isar Technischen 
Universität gefördert und die perinatal bereits belasteten Familien auch nach der Entlassung aus der 
stationären Versorgung unterstützt. Grundgedanke der Harl.e.kin-Nachsorge ist die wissenschaftlich 
belegte Erkenntnis, dass gefährdete Kinder sich umso besser entwickeln, je günstiger die 
psychosozialen Bedingungen sind, unter denen sie heranwachsen. „Ziel ist es, den Kontakt zum oft 
fragilen Baby zu festigen und die elterliche Kompetenz zu stärken. Natürlich auch Fehlentwicklungen 
zu erkennen und frühzeitig die richtige Therapie einleiten zu können.“, so Frau Dr. Zimmermann.Eine 
ganzheitliche Betreuung von Früh- und Neugeborenen und deren Familien geht über die rein 
medizinische Versorgung im stationären oder ambulanten Bereich deutlich hinaus. Finanzmittel der 
Krankenkassen stehen für diesen Bedarf nur begrenzt oder gar nicht zur Verfügung, circa 30 Prozent 
werden durch private und öffentliche Spenden, wie der des LKA Bayern gegenfinanziert. 
Der Harl.e.kin e.V. bemüht sich außerdem, den kleinen Patienten und auch den Geschwisterkindern 
das Leben im Krankenhaus bei manchmal monatelangen Krankenhausaufenthalten mit zahlreichen 
„Kleinigkeiten“ wie z. B. Spiel- und Bastelmaterial, Tragetüchern für unruhige Säuglinge, einem 
Kinderwagen für Spaziergänge im Krankenhausgarten u.ä.m. angenehmer zu machen. Hier sind auch 
kleinere private Spenden, die oft besonders von Herzen kommen, sehr gut angelegt! 

 

 

Ein Lächeln ins Gesicht der Kinder zaubern – das ist immer und bei längeren 
Klinikaufenthalten ganz besonders wichtig. Der Harl.e.kin e.V. macht dies seit 25 Jahren – 

einem vierteltes Jahrhundert Arbeit für Frühchen in München. 
 

** Helfen auch Sie den Harl.e.kindern!  
 

IBAN DE70 7015 0000 0000 4776 04  
bei der Stadtsparkasse München 
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